
1 

 

 
 
Netzwerk der brandenburgischen Frauenhäuser e.V.  

Koordinierungsstelle 

Charlottenstr. 121 

14467 Potsdam 

 

 

Finanzierung einer bedarfsgerechten und stabilen 

Frauenschutzstruktur in Brandenburg 

(Februar 2021) 

 

 

 

 

 

 

Inhalt 
1. Gewalt gegen Frauen – ein Problem der inneren Sicherheit .............................................................. 2 

2. Frauenschutzeinrichtungen und Fachberatungsstellen in Brandenburg ............................................ 2 

3. Situation in Brandenburg und Anforderungen der Istanbul-Konvention ............................................ 3 

4. Hinweise zur Bedarfsermittlung .......................................................................................................... 5 

5. Aktueller Stand der Finanzierung ........................................................................................................ 7 

6. Handlungsbedarfe um eine stabile Finanzierung umzusetzen ........................................................... 8 

 



2 

 

 

1. Gewalt gegen Frauen – ein Problem der inneren Sicherheit 

Wir, das Netzwerk der brandenburgischen Frauenhäuser (NbF), sehen einen dringenden Bedarf darin, 

die Finanzierung der Frauenschutzeinrichtungen und Fachberatungsstellen in Brandenburg 

auszubauen und zu stabilisieren. Häusliche Gewalt und Gewalt gegen Frauen sind keine Einzelfälle, 

sondern strukturelle Probleme unserer Gesellschaft, die noch immer nicht ausreichend Beachtung 

erhalten. Im Jahr 2019 wurden in Deutschland 117 Frauen durch ihren Partner oder Ex-Partner getötet. 

Stellen wir uns vor, 117 Menschen wären durch einen Terroranschlag umgekommen – welche 

massiven Sicherheitsvorkehrungen wären längst getroffen worden? Gewalt gegen Frauen ist ein 

Problem der inneren Sicherheit und muss politisch, juristisch und gesamtgesellschaftlich bekämpft 

werden. Auch in Brandenburg gab es im vergangenen Jahr drei Femizide1. Zudem gab es laut Polizei 

Brandenburg zwischen März und Juli 2020 22 Prozent mehr Delikte häuslicher Gewalt als im 

Vorjahreszeitraum. Natürlich verschlimmern grade die pandemiebedingten Ausgangsbeschränkungen, 

der Wegfall von Kontakten und Vermittlungsinstanzen wie Kitas oder Ärzt*innen und der Anstieg von 

Stressfaktoren wie Arbeitslosigkeit oder Kurzarbeit die Situation. Aber wir dürfen nicht vergessen – 

auch vor der Corona-Pandemie war häusliche Gewalt und Gewalt gegen Frauen ein massives Problem. 

Eine stabile und bedarfsgerechte Schutzstruktur, die nicht nur Betreuung und Beratung anbietet, 

sondern auch Präventionsarbeit leistet, ist die Grundlage zur Bekämpfung dieses Problems. Bund und 

Länder haben die Istanbul-Konvention unterschrieben, daher haben Bund und Länder auch die 

Verpflichtung, diese umzusetzen und dürfen es nicht - wie bisher - den Kommunen als freiwillige 

Leistung überlassen. 

Im Folgenden möchten wir einen kurzen Überblick über die Frauenschutzeinrichtungen und 

Fachberatungsstellen in Brandenburg geben, um die vorhandene Struktur anschließend in Bezug zu 

den Empfehlungen der Istanbul-Konvention zu setzten. Weiterhin werden wir auf Möglichkeiten und 

Grenzen der Bedarfsermittlung eingehen sowie die aktuelle Finanzierung der 

Frauenschutzeinrichtungen und Fachberatungsstellen in Brandenburg kurz skizzieren, bevor wir 

abschließend konkrete Handlungsmöglichkeiten vorschlagen.  

2. Frauenschutzeinrichtungen und Fachberatungsstellen in Brandenburg 

In Brandenburg gibt es zurzeit 22 Frauenhäuser und Frauenschutzwohnungen, die in ihrer Funktion als 

Interventionsstellen auch nachgehende und ambulante Beratung für Opfer häuslicher und 

sexualisierter Gewalt anbieten. Zusätzlich gibt es zwei externe Fachberatungsstellen in Prenzlau und 

Potsdam. 13 Häuser werden von einem autonomen Verein, neun Einrichtungen von einem 

 
1 Femizide sind Morde an Frauen, die aufgrund ihres Geschlechts geschehen und sehr häufig von (Ex-)Partnern 
ausgeführt werden. „Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) etwa umschreibt Femizide als vorsätzliche 
Tötungen von Frauen* und unterscheidet gemäß bisherigen Forschungsergebnissen zwischen Femiziden in 
intimen Beziehungen, sogenannten Ehrenmorden, und Tötungen im Kontext von Mitgiften sowie jenen 
außerhalb intimer Beziehungen. Die Institutionen der Vereinten Nationen (UN) sprechen meist lediglich von 
geschlechtsbezogenen Tötungen […].“ aus: Merle Dyroff, Marlene Pardeller, Alex Wischnewski (2020): 
#keinemehr – Femizide in Deutschland, Berlin, Rosa Luxemburg Stiftung, S. 6, [abzurufen unter: 
https://www.rosalux.de/publikation/id/43257/keinemehr-femizide-in-deutschland (Zugriff am: 11.02.2021)]. 

https://www.rosalux.de/profil/es_detail/9N68NITMWX/merle-dyroff?cHash=2f0aa1c0296d0add7d44ca066e9b7fba
https://www.rosalux.de/profil/es_detail/7B3UNSVHFZ/marlene-pardeller?cHash=8195946d85a630bc2126c49d155ec520
https://www.rosalux.de/profil/es_detail/S5H9AW71Q8/alex-wischnewski?cHash=444d3e59a9be97b59e75ce05fee816d2
https://www.rosalux.de/publikation/id/43257/keinemehr-femizide-in-deutschland
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Wohlfahrtsverband, eine Einrichtung von einem anderen Sozialverband und eine Einrichtung von 

einem kommunalen Träger getragen. Der NbF e. V. hat 18 Mitgliedsorganisationen, da nicht alle Träger 

Mitglieder im Netzwerk sind und mehrere Einrichtungen teilweise denselben Träger haben. Über alle 

Einrichtungen verteilt, stehen gewaltbetroffenen Frauen 127 Familienplätze zur Verfügung. Insgesamt 

sind in Vollzeit, Teilzeit, Ausbildung und auf Honorarbasis 62 Mitarbeiterinnen angestellt. Zusätzlich 

ergänzen noch ehrenamtlich tätige Personen die Arbeit in den Frauenschutzeinrichtungen.  

Frauenschutzeinrichtungen und -beratungsstellen in Brandenburg dienen nicht nur als Zufluchtsort, 

sondern erfüllen vielfältige Funktionen. Dazu gehört Gewaltprävention durch Öffentlichkeitsarbeit und 

Vernetzung mit lokalen Akteur*innen, Beratungsarbeit und Kriseninterventionen, ambulante 

Fachberatung, Kinderbetreuung, Professionalisierung, logistische Instandhaltung der Einrichtungen, 

Prozessbegleitung im Fall von Strafverfahren, Fundraising und ständiger Bereitschaftsdienst (eine 

genaue Ausführung zu den in den Frauenschutzeinrichtungen und -beratungsstellen geleisteten 

Tätigkeiten entnehmen sie bitte dem Papier „Anforderungen an eine nachhaltige Finanzierung der 

Gewaltschutz-Arbeit im Land Brandenburg“ aus dem Jahr 2018, das Sie auf unserer Webseite 

www.nbfev.de finden). Der Arbeitsaufwand von hauptamtlichen Mitarbeiterinnen liegt vielfach 

deutlich über der bezahlten Arbeitszeit.  

Im Jahr 2019 haben 511 Frauen und 638 Kinder in den Einrichtungen in Brandenburg Schutz gesucht. 

519 Frauen mussten weitergeleitet werden. Damit mussten mehr Frauen weitergeleitet werden, als 

aufgenommen werden konnten. 2.814 Frauen wurden in den Einrichtungen in Brandenburg beraten.  

3. Situation in Brandenburg und Anforderungen der Istanbul-Konvention 

Die Finanzierung der Gewaltschutzstruktur muss sich in erster Linie an den gesetzlichen Grundlagen 

orientieren. Diese sind zum einen das Grundgesetzt sowie die Istanbul-Konvention.  

„Laut Grundgesetz ist es eine Pflichtaufgabe des Staates, seine Bürger*innen vor 

Gewalt zu schützen und entsprechende Unterstützungsangebote zur Verfügung zu 

stellen. Der vom Grundgesetz garantierte Schutz erstreckt sich auch auf den Schutz 

vor Übergriffen im privaten Bereich bzw. im Bereich der sog. häuslichen Gewalt. 

Diese Pflicht des Staates umfasst nicht nur den Schutz, sondern auch – in 

Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip des Grundgesetzes – die Unterstützung der 

gewaltbetroffenen Frauen und ihrer Kinder: „Frauenhäuser sind im wahrsten 

Wortsinn Schutzräume, in denen die grundrechtlich fundierte Pflicht zur 

Gewährung von Schutz und Hilfe (Unterstützung) umgesetzt wird“.2 

Die Istanbul-Konvention wurde 2018 von Deutschland ratifiziert und ist geltendes Recht. Sie empfiehlt 

einen Familienplatz in einer Frauenschutzeinrichtung pro 10.000 Einwohner*innen3. In Brandenburg 

 
2 Zentrale Informationsstelle Autonomer Frauenhäuser (ZIF) (2018): Sicher, schnell, unbürokratisch und 
bedarfsgerecht: Positionspapier zur einzelfallunabhängigen Finanzierung von Frauenhäusern, Mannheim, ZIF, S. 
3 [abzurufen unter: https://www.autonome-frauenhaeuser-zif.de/de/themen/frauenhausfinanzierung (Zugriff 
am 24.08.2020)]. 
3 „Im Abschlussbericht der Task Force des Europarats zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher 
Gewalt (EG-TFV (2008) 6) wird eine sichere Unterkunft für Frauen in Frauenhäusern empfohlen, die auf alle 
Regionen verteilt sind und eine Familie pro 10.000 Einwohner aufnehmen können.“ (Seite 69) 

http://www.nbfev.de/
https://www.autonome-frauenhaeuser-zif.de/de/themen/frauenhausfinanzierung
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bekommt jede Frau laut Amt für Statistik Berlin-Brandenburg durchschnittlich 1,6 Kinder (Stand 2019).4 

Als Familienplatz lassen sich daher nur Räume definieren, in denen mindestens ein Bett für eine Frau 

und 1,6 (also 2) Betten für ihre Kinder stehen. Da Brandenburg 2.521.900 Einwohner*innen hat (Stand 

2019), müsste es gemäß der Istanbul-Konvention 251 Familienplätze geben. Es gibt allerdings nur ca. 

halb so viele, nämlich 127 Familienplätze. 

Die Istanbul-Konvention empfiehlt weiterhin ein Notfallhilfezentrum für die Opfer sexueller Gewalt 

pro 200.000 Einwohner*innen.5 Diese Zentren dienen insbesondere der Krisenintervention und 

können in verschiedenen Einrichtungen angegliedert sein: in Krankenhäusern, bei der Polizei, aber 

auch bei der Opferberatung oder bei den Frauenschutzeinrichtungen. Insgesamt sollte es ausgehend 

von der Zahl der Einwohner*innen in Brandenburg 13 solcher Zentren geben. Zurzeit gibt es sechs 

Opferberatungsstellen bzw. Traumaambulanzen in Brandenburg und zwei Fachberatungsstellen zu 

sexualisierter und häuslicher Gewalt. Wir begrüßen die Bestrebungen des Ministeriums für Soziales, 

Gesundheit, Integration und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg, ein flächendeckendes 

Angebot an Traumaambulanzen für Opfer von Gewalt und Terror umzusetzen.6 

Es gibt nur teilweise eine Finanzierung für eine flächendeckende 24/77 Rufbereitschaft, daher ist diese 

in vielen Einrichtungen ehrenamtlich organisiert. Es gibt keine zentrale Interventionsstelle, die in 

Brandenburg Betroffene von Gewalt an die Frauenschutzeinrichtungen weiterleiten kann (wie 

beispielsweise bei der Berliner Initiative gegen Gewalt an Frauen (BIG) e.V.). Auch wenn die 

ehrenamtliche Arbeit einen wichtigen Beitrag leistet, kann sie die Arbeit gut ausgebildeter Fachkräfte 

nicht ersetzen. Insbesondere bei der ersten Kontaktaufnahme sind Frauen besonders vulnerabel und 

sollten unbedingt auf geschultes Personal treffen. Die Aufnahme in eine Einrichtung ist bereits eine 

Krisenintervention, die darauf abzielt, eine Fortsetzung bzw. Zunahme von Gewalt aufzuhalten und zu 

bewältigen, und muss mit der nötigen Professionalität umgesetzt werden. 

In der Istanbul-Konvention ist weiterhin verankert, dass der Schutz der Rechte des Opfers ohne 

Diskriminierung aufgrund der Sprache, der Herkunft, des Aufenthaltsstatus, der Krankheit, der 

Behinderung etc. gewährleistet sein muss.8 Allerdings sind 15 von 22 Frauenhäuser und 

Frauenschutzwohnungen nicht barrierefrei, sechs sind teilweise barrierefrei, nur eine Wohnung ist 

barrierefrei. In elf von 22 Häuser wird neben Deutsch nur eine weitere Fremdsprache gesprochen, in 

 
4 Vgl. Statistisches Bundesamt in Wiesbaden (2020): Geburtenziffer 2019 auf 1,54 Kinder je Frau gesunken. 
[abzurufen unter: https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2020/07/PD20_282_122.html 
(Zugriff am: 29.07.2020)]. 
5 Vgl. Europarat (2011): Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen 

Frauen und häuslicher Gewalt - Erläuternder Bericht, S. 70f [abzurufen unter: https://rm.coe.int/1680462535 
[ZUgriff am: 05.02.2021)]. 
6 Vgl. Ministerium für Soziales, Gesundheit, Integration und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg (2021): 

Nonnemacher begrüßt Start für Traumaambulanzen: Schnelle Hilfe für Gewaltopfer, [abzurufen unter: 
https://msgiv.brandenburg.de/msgiv/de/presse/pressemitteilungen/detail/~13-01-2021-start-
traumaambulanzen (Zugriff am: 13.01.2021)]. 
7 Abkürzung aus dem Englischen. Steht für eine Rufbereitschaft rund-um-die-Uhr – 24 Stunden am Tag, an sieben 
Tagen in der Woche. 
8 Vgl. Europarat (2011): Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen 

Frauen und häuslicher Gewalt - Erläuternder Bericht, S. 6. [abzurufen unter: https://rm.coe.int/1680462535 
(Zugriff am: 08.02.2021)]. 

https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2020/07/PD20_282_122.html
https://rm.coe.int/1680462535
https://msgiv.brandenburg.de/msgiv/de/presse/pressemitteilungen/detail/~13-01-2021-start-traumaambulanzen
https://msgiv.brandenburg.de/msgiv/de/presse/pressemitteilungen/detail/~13-01-2021-start-traumaambulanzen
https://rm.coe.int/1680462535
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der Regel Englisch, vier Häuser sprechen zwei weitere Sprachen, drei Häuser sprechen neben Deutsch 

noch drei oder mehr weitere Sprachen. In keinem Haus gibt es offizielle institutionalisierte Angebote 

für Dolmetschen bzw. Sprachmittlung. In zwei Häusern wird Sprachmittlung informell organisiert. Die 

Aufnahme von psychisch kranken Frauen ist größtenteils nicht oder nur sehr eingeschränkt möglich, 

da es keine bezahlten Nacht- und Wochenenddienste und keine psychiatrische oder therapeutische 

Versorgung in den Frauenhäusern gibt. Alle Daten sind aus dem Oktober 2020.9 Um in Brandenburg 

allen von Gewalt betroffenen Frauen in den Frauenschutzeinrichtungen Zuflucht bieten zu können, 

braucht es also in verschiedenen Bereichen eine personelle Aufstockung und Erweiterung.  

4. Hinweise zur Bedarfsermittlung 

Zusätzlich zu den Empfehlungen der Istanbul-Konvention geben Daten zu Bedarfen Auskunft über die 

Problemlage. Allerdings ist die Bedarfsermittlung momentan in Brandenburg schwierig, da nur wenige 

und nur begrenzt valide Daten vorliegen. Die Frauenhäuser erheben Daten, die dann an das Landesamt 

für Soziales und Versorgung weitergereicht und dort aggregiert und veröffentlicht werden. Leider gibt 

es momentan keine erklärenden Beschreibungen zu den Indikatoren, so dass die Abfragen von Haus 

zu Haus unterschiedlich interpretiert werden. Außerdem werden nicht alle relevanten Indikatoren 

abgefragt.  

Selbst eine valide Datenlage kann immer nur begrenzt Auskunft über künftige Bedarfe geben. Zum 

einen schwanken Bedarfe durch unvorhergesehene Ereignisse – wie zurzeit die Corona-Pandemie –

und können temporär weitaus höher ausfallen als geplant. Zum anderen beeinflusst das bestehende 

Angebot auch die Bedarfe: wenn klar ist, dass Plätze gegebenenfalls nicht reichen, Frauen bereits 

abgewiesen wurden oder aufgrund von Personalmangel im Frauenhaus schlechte Erfahrungen 

gemacht haben, sinkt die Bereitschaft, Kontakt zu einer Schutzeinrichtung oder Beratungsstelle 

aufzunehmen. Der scheinbar sinkende Bedarf ist dann möglicherweise nur ein Symptom einer schlecht 

finanzierten und ausgestatteten Frauenschutzstruktur. Die Gefahr, dass Frauen mit ihren Problemen 

alleine in der Gewaltspirale verharren und dies im schlimmsten Fall zu Femiziden führt, ist groß.  

Sehr wichtig ist auch die Auswahl der Indikatoren, um den Bedarf zu ermitteln. Immer noch wird die 

Zahl der belegten Betten als Indikator genutzt. Da viele Frauen Kinder mitbringen, sind zur Verfügung 

stehende Familienplätze relevant, nicht die Anzahl der zur Verfügung stehenden Einzelbetten. 

Belegungszahlen geben weiterhin keine Auskunft darüber, wie hoch der Betreuungsaufwand für die 

jeweilige Frau ist. Der Betreuungsaufwand erhöht sich, bei Frauen mit kleinen Kindern/Säuglingen, 

Frauen, die oft zu Ämtern begleitet werden müssen, Frauen mit psychischen Krankheiten, Frauen mit 

geringen Deutschkenntnissen und Frauen mit Behinderung. Generell gilt, dass Frauenhausarbeit im 

Kontext hochbelastender Lebenserfahrungen und akuter Krisen stattfindet. Die schutzsuchenden 

Frauen waren im Laufe ihrer Biografie mindestens einmal genderspezifischer Gewalt ausgesetzt und 

weisen in allen Fällen Folgen dieser traumatischen Erlebnisse auf. Die Bearbeitung der 

Gewalterlebnisse ist prozesshaft, erstreckt sich über die Dauer des Aufenthalts in der 

Frauenschutzeinrichtung und endet nicht mit dem Auszug. Die folgende Grafik zeigt, dass im Zeitraum 

Oktober 2020 bis Januar 2021 ein Großteil der Frauenschutzeinrichtungen pro Woche durchschnittlich 

 
9 Interne Datenerhebung der Koordinierungsstelle des NbF e.V. 
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mindestens eine Frau mit erhöhten Betreuungsbedarf betreut hat. Nur in ca. drei 

Frauenschutzeinrichtungen war keine Frau mit erhöhten Betreuungsbedarf pro Woche untergebracht, 

während in ca. 17 Einrichtungen mindestens eine Frau mit erhöhten Betreuungsbedarf unterstütz 

werden musste. Diese Zahlen belegen, dass die Finanzierung der Frauenhäuser von der 

Vielschichtigkeit und Komplexität der Aufgabe ausgehen muss.10  

 

Abbildung 1: Anzahl der Frauen mit erhöhten Betreuungsaufwand pro Woche je Frauenschutzeinrichtung durchschnittlich 
zwischen Oktober 2020 und Dezember 2020. Einen erhöhten Betreuungsaufwand haben u.a. Frauen mit kleinen 

Kindern/Säuglingen, Frauen, die oft zu Ämtern begleitet werden müssen, Frauen mit psychischen Krankheiten, Frauen mit 
geringen Deutschkenntnissen und Frauen mit Behinderung.11 

Weiterhin wird die Finanzierung der Frauenhäuser oftmals an eine volle Belegung geknüpft. Als 

Kriseninterventionsstätten dürfen die Frauenschutzeinrichtungen allerdings niemals voll belegt sein, 

da sie dann ihrer Aufgabe, schutzsuchenden Frauen allzeit Zuflucht zu gewähren, nicht mehr gerecht 

werden können. Die Länder und der Bund haben die Istanbul-Konvention ratifiziert und sich damit 

gesetzlich verpflichtet, ausreichend Zufluchtsorte für gewaltbetroffene Frauen zur Verfügung zu 

stellen. Müssen Frauen aufgrund voller Belegung abgewiesen werden, besteht die Gefahr, dass sie in 

ihr gewaltvolles Zuhause zurückkehren und dort erneut und vermehrt Gewalt erfahren, die 

schlimmstenfalls im Femizid endet. Durchschnittlich waren 5,4 von 22 Einrichtungen im Zeitraum 

Oktober 2020 bis Januar 2021 voll belegt.12 24,5 Prozent der Frauenschutzeinrichtungen in 

Brandenburg, also ein Viertel, sind folglich durchschnittlich nicht in der Lage gewaltbetroffenen Frauen 

direkt, schnell und unkompliziert – durch eine Aufnahme in ihre Einrichtung – Hilfe anzubieten. Hier 

zeigt sich ein dringender Bedarf, die Gewaltschutzstruktur zu verbessern und weiter auszubauen. 

Als NbF befürworten wir, sich grundsätzlich an den Empfehlungen der Istanbul-Konvention zu 

orientieren, um eine stabile Gewaltschutzstruktur aufzubauen und zu erhalten. Diese Empfehlungen 

sollten um Informationen aus stetig aktualisierten Bedarfsermittlungen, basierend auf valide 

erhobenen Daten ergänzt werden. 

 
10 Interne wöchentliche Datenerhebung der Koordinierungsstelle des NbF e.V. 
11 ebd. 
12 ebd. 
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5. Aktueller Stand der Finanzierung  

Die Finanzierung der Frauenschutzeinrichtungen und Beratungsstellen basiert momentan auf drei 

Säulen: zum einen auf Landesmitteln, zum zweiten auf kommunalen Zuwendungen und zum dritten 

auf Nutzungsentgelten, die die gewaltbetroffenen Frauen entrichten müssen. Die Landeszuweisung 

beträgt seit dem Jahr 2018 111.888 Euro pro Landkreis oder kreisfreier Stadt und pro Jahr, unabhängig 

von der Anzahl der Einrichtungen vor Ort. Zuwendungsempfänger ist der Landkreis. Die Mittel müssen 

jährlich durch die Mitarbeiterinnen in den Häusern beantragt werden. Für ganz Brandenburg gibt das 

Land insgesamt ca. zwei Millionen Euro aus.  

Die Kommunen kofinanzieren mindestens 40 Prozent jedes Gewaltschutzprojektes. Für ganz 

Brandenburg sind das knapp 800.000 Euro. Der Maßnahmenzeitraum ist immer das jeweilige 

Haushaltsjahr. Daher muss die Finanzierung jedes Jahr neu verhandelt und, wie auch die Landesmittel, 

beantragt werden, was neben den Kernaufgaben in Betreuung und Beratung gewaltbetroffener Frauen 

einen hohen Arbeitsaufwand für die Mitarbeiterinnen darstellt. 

Die Nutzungsentgelte schwanken zwischen sechs und zwölf Euro für Frauen, und null und neun Euro 

für Kinder. Oftmals haben Frauen kein eigenes Einkommen und die Kosten der Unterkunft werden 

über Leistungsansprüche nach dem Sozialgesetzbuch finanziert. Einige Gruppen wie EU-

Ausländerinnen, Studentinnen, Frauen im Asylverfahren sowie Frauen mit eigenem Einkommen haben 

keine Leistungsansprüche nach dem Sozialgesetzbuch. Für diese Frauen führen die Nutzungsentgelte 

teilweise dazu, dass sie sich verschulden. In mindestens sieben unserer Frauenschutzeinrichtungen 

haben sich Frauen schon durch die Kosten der Unterkunft verschuldet. In mindestens zwei Häusern 

sind fünf Fälle oder sogar mehr von verschuldeten Frauen bekannt. Da nicht alle Frauen in der Lage 

sind, die Nutzungsentgelte zu bezahlen, führt diese Form der Finanzierung zusätzlich zu 

Mindereinnahmen für die Frauenschutzeinrichtungen. So konnten insgesamt im Jahr 2019 nur 

321.395,04 Euro durch Nutzungsentgelte eingenommen werden obwohl laut Belegung insgesamt 

406.417,86 Euro hätten eingenommen werden müssen. Die fehlenden Gelder müssen mit 

Spendenmitteln aufgestockt werden, wobei die Akquise von Spendengeldern zusätzliche Arbeitszeit 

der Mitarbeiterinnen bindet. Der Schutz vor Gewalt ist im Grundgesetz verankert und die Tatsache, 

dass Betroffene einer Straftat für ihren Schutz bezahlen müssen, ist nicht rechtmäßig. 

 

Insgesamt werden im Rahmen der Grundfinanzierung etwas mehr als drei Millionen Euro aus 

unterschiedlichen Quellen für Frauenschutzeinrichtungen und -beratungsstellen bereitgestellt. Zum 

Vergleich: Das Land Schleswig-Holstein hat mit einer vergleichbaren Einwohner*innenzahl insgesamt 

355 Frauenhausplätze und in den Jahren 2019 und 2020 jeweils 6,4 Millionen Euro für seine 

Frauenschutzeinrichtungen ausgegeben. Schleswig-Holstein gibt also ca. doppelt so viel aus wie das 

Land Brandenburg.  
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Zu den drei Säulen der Grundfinanzierung kommen Sach- und Geldspenden sowie auf landes- oder 

Bundesebene sachbezogene Mittel, die punktuell und temporär beantragt werden können, 

beispielsweise für IT-Infrastruktur oder für den barrierefreien Um- oder Neubau der Häuser. Dies ist 

oft ein enormer, bürokratischer Aufwand für die Mitarbeiterinnen, den sie neben der eigentlichen 

Betreuungs- und Beratungsarbeit leisten müssen. Oftmals gibt es nur eine kurze Zeitspanne, während 

derer die Mittel beantragt werden müssen, sowie schwer zugängliche Informationen über das 

Antragsverfahren, was zusätzlich Zeitdruck und Stress verursacht. Gleichzeitig gibt es keine Sicherheit 

über die Zusage dieser beantragten Mittel. Hier werden mitunter vergeblich Personal- und 

Zeitressourcen gebunden. 

6. Handlungsbedarfe um eine stabile Finanzierung umzusetzen 

Frauenhausfinanzierungsgesetz. Es braucht dringend ein landesweites 

Frauenhausfinanzierungsgesetz um eine stabile und bedarfsgerechte Finanzierung zu gewährleisten. 

Aktuell unterscheidet sich die Finanzierung von Kommune zu Kommune und ist zu sehr von der 

kommunalpolitischen Situation vor Ort abhängig.  

So ist es zum Beispiel dringend notwendig, im Rahmen eines Frauenhausfinanzierungsgesetzes die 

Bezahlung der Mitarbeiterinnen zu vereinheitlichen und den Tarif zu aktualisieren, um Löhne nach 

TV-L S12 zu zahlen. Weiterhin braucht es einheitliche Personalstandards, in denen Qualifikation und 

Bezahlung der Mitarbeiterinnen definiert sind. In diesem Zuge sollten diese Standards auch für 

Personal in der Migrationssozialarbeit, Kinderbetreuung, therapeutischen Unterstützung, bezahlten 

Rufbereitschaft und Sprachmittlung festgelegt werden, um den Anforderungen zeitgemäßer 

Frauenhausarbeit gerecht zu werden. In der aktuellen Förderrichtlinie, die seit 2018 besteht, werden 

ausschließlich Personalstandards zur Sozialarbeit und Verwaltung definiert. Nur drei Einrichtungen 

steht eine Migrationssozialarbeiterin zur Verfügung. Eine Fachkraft für Kinderbetreuung gibt es nur in 

13 Einrichtungen.  

2.013.984,00 €
805.592,60 €

321.395,04 €

Finanzierung der Frauenschutzstruktur in 
Brandenburg im Jahr 2019

Mittel des Landes Mittel der Kommunen Nutzungsentgelte
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Im Rahmen eines Frauenhausfinanzierungsgesetzes sollte zudem festgelegt werden, dass zusätzliches 

Personal und Ausstattung für Beratung bereitgestellt werden. Momentan gelten die Frauenhäuser als 

Interventionsstellen und die Mitarbeiterinnen leisten, neben der Arbeit mit den in den Häusern 

untergebrachten Frauen, Beratungsarbeit. Acht Einrichtungen haben keine externen Beratungsräume 

und die Anonymität der Hausbewohnerinnen ist nicht gewährleistet, wenn auch externe Frauen zur 

ambulanten und ehemalige Bewohnerinnen zur nachgehenden Beratung in das Haus kommen. Die 

Adressen der Frauenhäuser können zum Schutz der Frauen nicht öffentlich angezeigt werden – somit 

sind auch die Adressen der Beratungsstellen nicht bekannt. Es gibt in den Häuser keine festen 

Öffnungszeiten für Beratung. Es braucht daher dringend in allen Einrichtungen Räume für externe 

Fachberatungsstellen, deren Adresse öffentlich sichtbar ist und die zu festen Zeiten aufgesucht werden 

können, um ein stabiles und verlässliches Beratungsangebot zu gewährleisten und gut sichtbare 

Öffentlichkeitsarbeit umzusetzen zu können. Um diese zu ermöglichen, braucht es mindestens zehn 

zusätzliche Personalstunden pro Einrichtung pro Woche, sowie die Finanzierung entsprechender 

Räumlichkeiten und Ausstattung. Außerdem ist es notwendig, im Bedarfsfall schnell und kostengünstig 

bzw. kostenlos auf Dolmetscher*innen (hierunter fallen auch Gebärdensprachdolmetscher*innen) 

zugreifen zu können.  

  
Weiterhin ist es dringend notwendig, die Nutzungsentgelte abzuschaffen. Nutzungsentgelte bringen 

einen hohen bürokratischen Aufwand für die Mitarbeiterinnen mit, da sie teilweise über 

Sozialleistungen finanziert werden und in teilweise komplizierten Verhandlungen mit den Jobcentern 

akquiriert werden müssen. Außerdem führen sie dazu, dass sich Frauen, denen keine Sozialleistungen 

zustehen, verschulden. Wir sehen daher einen dringenden Bedarf darin, dass das Land die Kosten der 

Nutzungsentgelte von 406.417,86 Euro übernimmt. In anderen Bundesländern wie Berlin müssen 

Frauen keine Kosten der Unterkunft entrichten.  

Eine Möglichkeit, die Finanzierung zu stabilisieren, besteht im kommunalen Finanzausgleich. Dieser 

gleicht Unterschiede in der Finanzausstattung der Kommunen aus und gewährleistet eine sichere 

Finanzierung auch in einem Flächenland wie Brandenburg. Die Gewaltschutzstruktur in Schleswig-

Holstein wird bereits seit Ende der 90er Jahre durch dieses Modell finanziert.  

Wichtig ist in jedem Fall, dass eine institutionelle und einzelfallunabhängige Förderung im 

Frauenhausfinanzierungsgesetz festgelegt ist. Die Zentrale Informationsstelle Autonomer 

Frauenhäuser hat hierzu ein 3-Säulen-Modell erarbeitet.13 Demnach bestehen die Kosten eines 

Frauenhauses aus einem Sockelbetrag für einzelfallunabhängige Aufgaben, einer 

Platzkostenpauschale sowie den Gebäudekosten. Dieses Finanzierungsmodell richtet sich nach der 

Anzahl der benötigten Stellen, nach der Aufnahmekapazität des Frauenhauses sowie der tatsächlichen 

Höhe der Gebäudekosten und ist unabhängig von der jeweiligen Auslastung der Betten. 

 
13 Vgl. Zentrale Informationsstelle Autonomer Frauenhäuser (ZIF) (2018): Zusammenfassung der ZIF-Position zur 
Frauenhausfinanzierung, Mannheim, ZIF, S. 7 [abzurufen unter: www.autonome-frauenhaeuser-
zif.de/sites/default/files/report_attachment/kurzfassung_position_frauenhaus-finanzierung.pdf (Zugriff am: 
05.02.2021)]. 

http://www.autonome-frauenhaeuser-zif.de/sites/default/files/report_attachment/kurzfassung_position_frauenhaus-finanzierung.pdf
http://www.autonome-frauenhaeuser-zif.de/sites/default/files/report_attachment/kurzfassung_position_frauenhaus-finanzierung.pdf
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Bedarfe durch einheitliche, eindeutige, verständliche und relevante Datenerhebung besser erfassen. 

Statistische Daten sind eine tragende Säule der Gewaltschutzarbeit. Sie liefern Auskunft über die 

Bedarfe und stellen somit die Grundlage der Finanzierung dar. Zudem dienen sie als wichtiges 

Instrument in der Kommunikation mit der Öffentlichkeit und in der Interessenvertretung. Eine valide 

Datenerfassung ist die Grundlage für die Überprüfung der Umsetzung der Istanbul Konventionen.  

In Artikel elf der Istanbul Konvention ist Datensammlung und Forschung festgeschrieben14. Diese zielt 

auch auf die Erhebung von Daten zur Inanspruchnahme von Unterstützungs- und Zufluchtsstruktur 

ab.15 „Die Daten der Stellen über die Inanspruchnahme ihrer Dienste sagen nicht nur etwas über die 

Wirksamkeit der umgesetzten Politik aus, sondern sie können ebenfalls die Grundlage für die 

Bewertung der durch solche Gewalttaten verursachten administrativen Kosten darstellen.“16 

Weiterhin heißt es: „Folglich müssen [...] Dienste der sozialen Sicherung Datensysteme errichten, die 

sich nicht darauf beschränken, ihren internen Bedürfnissen gerecht zu werden.“17 

Momentan erheben die Mitarbeiterinnen in den Frauenschutzeinrichtungen Daten als Teil der 

Verwendungsnachweise über den Mittelverbleib. Dazu existieren momentan allerdings keine 

einheitlichen Erklärungen zu den erhobenen Indikatoren, so dass diese unterschiedlich interpretiert 

werden und somit unterschiedliche Daten erfasst werden. Die Koordinierungsstelle des NbF führt 

regelmäßige Abfragen durch, teilweise unter großem Zeitdruck. Dadurch leiden die Professionalität 

und Einheitlichkeit der Abfragen. Zudem werden Daten so an unterschiedlichen Orten gesammelt: 

teilweise in den Einrichtungen bzw. dann beim LASV, teilweise in der Koordinierungsstelle. Eine 

zentralisierte kontinuierliche Datenerhebung zu Belegung und Beratung, bei der die Datenerfassung 

über eine nutzer*innenfreundliche Oberfläche online zu bewerkstelligen ist, hätte viele Vorteile: Die 

Mitarbeiterinnen hätten einen geringeren Arbeitsaufwand und mehr Zeit für Ihre eigentliche Arbeit in 

der Betreuung und Beratung. Das NbF, vertreten durch die Koordinierungsstelle, hätte eine stets 

aktuelle Datengrundlage, um sich für die Interessen gewaltbetroffener Frauen und der 

Mitarbeiterinnen in den Häusern einzusetzen und diese professionell nach außen in die Öffentlichkeit 

zu tragen. Das Land und die Kommunen könnten sich auf eine validere Datengrundlage stützen. Die 

statistische Erfassung von Daten könnte mittels einer personellen Aufstockung in der 

Koordinierungsstelle des NbF angesiedelt sein. 

Präventionsarbeit. Präventionsarbeit ist ein wichtiger Teil von Gewaltschutzarbeit. Zur 

Präventionsarbeit gehört das Erstellen und Verbreiten von Informationen in Form von Flyern, Plakaten, 

Broschüren, Videos etc. Zudem dienen Veranstaltungen wie Podiumsdiskussionen, Vorträge oder 

Workshops der Prävention von Gewalt. Außerdem beinhaltet Präventionsarbeit die 

zielgruppenspezifische Aufklärung z.B. von Kindern und Jugendlichen oder der Öffentlichkeit im 

 
14 Vgl. Europarat (2011): Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen und häuslicher Gewalt - Erläuternder Bericht. S. 8. Abzurufen unter: https://rm.coe.int/1680462535 
15 Erklärheft: 55 Vgl. Europarat (2011): Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von 
Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt - Erläuternder Bericht. S. 55. Abzurufen unter: 
https://rm.coe.int/1680462535 
16 Vgl. Europarat (2011): Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen und häuslicher Gewalt - Erläuternder Bericht. S. 55. Abzurufen unter: https://rm.coe.int/1680462535 
17 Ebd.  
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ländlichen Raum, sowie die Weiterbildung und Beratung anderer Behörden, Ämter (z.B. Jugendamt 

und Akteur*innen der Sozialen Arbeit) sowie von Polizei, Justiz, Ausländerbehörden, medizinischem 

Personal etc. Präventionsarbeit wird momentan durch die Mitarbeiterinnen in den Einrichtungen und 

die Referentinnen in der Koordinierungsstelle abgedeckt. Allerdings ist aufgrund begrenzter 

finanzieller und personeller Ressourcen in der Koordinierungsstelle Präventionsarbeit nur 

eingeschränkt möglich. So stehen beispielsweise der Koordinierungsstelle nur 1.500 Euro für 

Honorarkosten und 3.000 Euro für Öffentlichkeitsarbeit pro Jahr zur Verfügung. Damit lassen sich nur 

wenige Veranstaltungen mit qualifiziertem Referenten*innen durchführen, zumal die Mittel auch für 

Fortbildungen der Mitarbeiterinnen der Frauenschutzeinrichtungen eingesetzt werden müssen. Zwar 

können punktuell, ergänzend Mittel beantragt werden, allerdings verbunden mit großem Zeitaufwand. 

Hier braucht es eine personelle und finanzielle Aufstockung, um regelmäßig Veranstaltungen 

durchführen und Material erstellen und verbreiten zu können. Weiterhin fehlt es an 

flächendeckenden Fortbildungen zu häuslicher und sexualisierter Gewalt für Polizei, Justiz und 

medizinischem Personal. Hier könnten standardisierte Workshops vorbereitet und durch die 

Mitarbeiterinnen in den Einrichtungen oder die Referentinnen in der Koordinierungsstelle 

durchgeführt werden. Durch geschultes Personal können Gewaltspiralen früher durchbrochen 

werden, so dass der Weg ins Frauenhaus nicht mehr notwendig ist. Präventionsarbeit sollte kein 

zusätzliches Projekt sein, sondern eine der Säulen der Gewaltschutzarbeit in Brandenburg. 

Kontakt für Rückfragen: 

Netzwerk der brandenburgischen Frauenhäuser e.V. 

Koordinierungsstelle 

Charlottenstraße 121 

14467 Potsdam 

0331 – 813 298 47 

koordinierung@nbfev.de 

 


